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Sehr geehrte Damen und Herren,

nach der Krise ist vor der Krise: Das Gesetzgebungsverfahren für das IV. Corona-
Steuerhilfegesetz ist noch nicht abgeschlossen, schon zwingen Ukrainekrieg und 
zunehmende Inflation den Gesetzgeber zu weiteren Entlastungsmaßnahmen. Auch 
beim Steuerentlastungsgesetz (vgl. Dornbach Ausgabe 3/2022) wird nochmals 
nachgelegt. Neben der bereits thematisierten Anhebung des Grundfreibetrags 
um € 347 auf € 10.347, des Arbeitnehmer-Pauschbetrags um € 200 auf € 1.200 
sowie der vorgezogenen Erhöhung der Entfernungspauschale ab dem 21. km auf 
0,38 Cent/km, sollen laut Koalitionsbeschluss weitere Entlastungen den Preisan-
stieg für die Bürger abmildern:

-    Energiepreispauschale: Im September 2022 soll eine Energiepreispauschale von 
€ 300 an alle Erwerbstätigen ausgezahlt werden. Arbeitnehmer und Minijober 
bekommen diese im Rahmen ihres ersten Dienstverhältnisses vom Arbeitgeber 
über die Gehaltsabrechnung ausgezahlt. Selbständige erhalten die Energiepreis-
pauschale in Form einer Anrechnung auf die Einkommensteuervorauszahlung. 
Für Rentner ist derzeit keine Auszahlung vorgesehen.  Die Energiepreispauschale 
unterliegt der  Einkommensteuerpflicht, ist aber von der Sozialversicherung 
befreit. Der Arbeitgeber soll die ausgezahlte Pauschale bei der Lohnsteuerabfüh-
rung entsprechend kürzen können und auf diese Weise zurückerstattet bekommen.

-    Kinderbonus: Das von der Familienkasse ausgezahlte Kindergeld soll voraus-
sichtlich im Juli 2022 um einen Einmalbetrag von € 100 pro Kind erhöht werden. 
Wie bereits in den Jahren 2020 und 2021 wird auch dieser Kinderbonus auf den 
Kinderfreibetrag angerechnet und wirkt sich demgemäß final primär bei Gering-
verdienern aus.

-    Absenkung der Energiesteuer für Kraftstoffe: Zum 1. Juni soll die Energiesteuer 
für Kraftstoffe befristet auf drei Monate gesenkt werden, womit eine Entlastung 
beim Diesel von ca. 14 Cent/Liter und bei Benzin von ca. 30 Cent/Liter ermöglicht 
werden soll.

-    Einmalzahlung für Bezieher von Sozialleistungen: Für Empfänger von Sozialleis-
tungen soll die bereits beschlossene Einmalzahlung von € 100 auf € 200 
verdoppelt werden.

-    ÖPNV-Ticket: Für die Monate Juni bis August soll ein Ticket für € 9/Monat 
eingeführt werden, das deutschlandweit im Nah- und Regionalverkehr genutzt 
werden kann. Das Ticket gilt nicht im Fernverkehr (ICE, IC oder EC).

Das Gesetzgebungsverfahren soll bis Ende Mai abgeschlossen sein. Im Detail 
ergeben sich – insbesondere bei der Energiepreispauschale aber auch bei der 
rückwirkend anzupassenden Werbungskostenpauschale sowie Grundfreibetrag – 
für die Praxis einige Umsetzungsprobleme, die noch geklärt werden müssen und 
entsprechender Verwaltungsaufwand für die betroffenen Unternehmen.

Kommen Sie bei Fragen gerne auf uns zu. 

Mit freundlichen Grüßen

Christine Huber 
Geschäftsführende Gesellschafterin
bei DORNBACH

Klaus Bührer 
Geschäftsführender Gesellschafter
bei DORNBACH

Mit freundlichen GrüßenMit freundlichen Grüßen

Christine Huber Christine Huber 
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Steuerart	 Fälligkeit	 Ende der Schonfrist bei Zahlung durch
		
		  Überweisung 5	 Scheck 6

	 10.06.20222	 13.06.2022	 10.06.2022

	 10.06.2022	 13.06.2022	 10.06.2022

	 10.06.2022	 13.06.2022	 10.06.2022

	 10.06.20224	 13.06.2022	 10.06.2022

	 15.08.20224	 18.08.2022	 15.08.2022

                                                            	 Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeitgleich mit einer 
	 erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen.

	 28.06.2022	 entfällt	 entfällt

  Termine Juni 2022	

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialabgaben fällig werden:

2Für den abgelaufenen Monat.

4Für den abgelaufenen Monat, bei Dauer- 
fristverlängerung für den vorletzten Monat, 
bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristver-
längerung für das abgelaufene Kalender-
vierteljahr.

5Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohn- 
steueranmeldungen müssen grundsätzlich 
bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum 
folgenden Monats (auf elektronischem Weg) 
abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen 
Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der 
nächste Werktag der Stichtag. Bei einer 
Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen 

werden keine Säumniszuschläge erhoben. 
Eine Überweisung muss so frühzeitig 
erfolgen, dass die Wertstellung auf dem 
Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit 
erfolgt.

6Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, 
dass die Zahlung erst drei Tage nach 
Eingang des Schecks beim Finanzamt als 
erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine 
Einzugsermächtigung erteilt werden.

7Die Sozialversicherungsbeiträge sind 
einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag 
des laufenden Monats fällig. Um Säumnis-
zuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich 

das Lastschriftverfahren. Bei allen 
Krankenkassen gilt ein einheitlicher 
Abgabetermin für die Beitragsnachweise. 
Diese müssen der jeweiligen Einzugsstelle 
bis spätestens zwei Arbeitstage vor 
Fälligkeit (d. h. am 24.06.2022, 0 Uhr) 
vorliegen. Regionale Besonderheiten bzgl. 
der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten.  
Wird die Lohnbuchführung durch extern 
Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und 
Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem 
Fälligkeitstermin an den Beauftragten 
übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, 
wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder 
auf einen Tag nach Feiertagen fällt.

Lohnsteuer, Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag

Einkommensteuer,
Kirchensteuer,
Solidaritätszuschlag

Körperschaftsteuer,
Solidaritätszuschlag

Umsatzsteuer

Gewerbesteuer

Kapitalertragssteuer,
Solidaritätszuschlag

Sozialversicherung 7
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  Bundeskabinett beschließt Gesetz      
  zur Verstetigung der Regelungen  
  zur virtuellen Hauptversammlung  

Das Bundeskabinett hat am 27.04.2022 
den von dem Bundesminister der Justiz 
vorgelegten Entwurf eines Gesetzes zur 
Einführung virtueller Hauptversammlungen 
von Aktiengesellschaften und Änderung 
weiterer Vorschriften beschlossen. Auf- 
grund der COVID-19-Pandemie war die 
Möglichkeit geschaffen worden, Hauptver-
sammlungen ausschließlich im virtuellen 
Format abzuhalten. Vor dem Hintergrund 
der grundsätzlich positiven Erfahrungen 
und der fortschreitenden Digitalisierung 
des Aktienrechts soll die virtuelle Haupt-
versammlung als dauerhafte Regelung im 
Aktiengesetz (AktG) eingeführt werden.

Der Entwurf stellt die Ausübung der Aktio- 
närsrechte (Auskunftsrecht, Rederecht, 
Antragsrecht, Stimmrecht und Recht zum 
Widerspruch gegen Beschlüsse der Haupt- 
versammlung) bei der Durchführung der 
Hauptversammlung in virtueller Form 
sicher und enthält Modifizierungen, damit 
die Rechte der Aktionäre auch im virtuellen 
Format gewährleistet werden können.

Der Entwurf sieht im Einzelnen vor:

  1. �In das AktG soll ein neuer § 118a als 
zentrale Vorschrift der virtuellen Haupt- 
versammlung eingefügt werden. Die 
Entscheidung für die virtuelle Hauptver-
sammlung bedarf einer Grundlage in 
der Gesellschaftssatzung, sodass die 
Aktionäre über deren Format entschei-
den. Die Präsenzversammlung bildet 
damit weiterhin die Grundform der 
Hauptversammlung. Die Regelung in 
der Satzung oder eine entsprechende 
Ermächtigung des Vorstands muss auf 
bis zu fünf Jahre befristet werden, um 
die Legitimation der Entscheidung 
regelmäßig zu erneuern.

  2. �Die Abhaltung der Versammlung als 
virtuelle Hauptversammlung wird zum 
Schutz der Aktionäre u. a. an folgende 
Voraussetzungen geknüpft:

        a. �Die gesamte Versammlung ist in 
Bild und Ton zu übertragen.

        b. �Es ist die elektronische Stimm-
rechtsausübung der Aktionäre zu 
ermöglichen.

        c. �Aktionäre müssen Anträge in der 
Versammlung elektronisch stellen 
können. Dies umfasst auch 
Gegenanträge.

        d. �Die Aktionäre erhalten ein Aus-
kunftsrecht im Wege elektronischer 
Kommunikation. Dieses Auskunfts-
recht kann, wie in der Präsenzver-
sammlung, ausschließlich im Ver- 
sammlungstermin gewährt werden. 
Der Vorstand kann allerdings auch 
entscheiden, dass Aktionärsfragen 
bis spätestens drei Tage vor dem 
Versammlungstermin einzureichen 
sind. Dann hat die Gesellschaft die- 
se auch bis spätestens einen Tag 
vor der Versammlung zu beantwor-
ten. In diesem Fall erhalten die Ak- 
tionäre in der Versammlung ein 
Nachfragerecht sowie ein Frage-
recht zu neuen Sachverhalten. Lässt 
der angemessene Versammlungs-
zeitraum dies zu, sind auch Fragen, 
die bereits vor der Versammlung 
hätten gestellt werden können, 
zuzulassen.

        e. �Zur Verbesserung der Transparenz 
ist der Bericht des Vorstands oder 
dessen wesentlicher Inhalt bereits 
vor der Versammlung den Aktionä-
ren zugänglich zu machen.

        f. �Alle Aktionäre erhalten die Möglich-
keit, Stellungnahmen im Vorfeld der 
Versammlung einzureichen, die den 
Aktionären zudem ebenfalls zugäng- 
lich zu machen sind.

        g. �Es ist ein Rederecht in der Ver-
sammlung für die elektronisch 
zugeschalteten Aktionäre im Wege 
der Videokommunikation vorzuse-
hen. Fragen und Nachfragen dürfen 
in Redebeiträgen gestellt werden.

        h. �Es ist den elektronisch zur Ver-
sammlung zugeschalteten Aktionä-
ren eine Widerspruchsmöglichkeit 
zur Verfügung zu stellen.

  • �Um Anfechtungsrisiken für die Gesell-
schaften abzumildern, werden die 
bestehenden Vorschriften des Aktienge-
setzes, die Anfechtungsmöglichkeiten 
im Falle technischer Störungen 
begrenzen, auf die virtuelle Hauptver-
sammlung ausgedehnt. Über solche 
technischen Störungen hinaus bleibt 
das Anfechtungsrecht eröffnet.

  • �Die virtuelle Hauptversammlung enthält 
keine gesetzliche Begrenzung bezüglich 
in ihr zu behandelnder Gegenstände. 
Die Satzung kann aber Einschränkun-
gen vorsehen.

  • �Neben Aktiengesellschaften erfasst das 
Gesetz auch die Versammlungen der 
verwandten Rechtsformen Kommandit-
gesellschaft auf Aktien (KGaA), 
Europäische Aktiengesellschaft (SE) 
und Versicherungsverein auf Gegensei-
tigkeit (VVaG).

Der am 27.04.2022 vom Bundeskabinett 
beschlossene Regierungsentwurf wird nun 
dem Bundesrat zur Stellungnahme zugelei- 
tet und nach einer Gegenäußerung der Bun-
desregierung an den Deutschen Bundes-
tag weitergeleitet und dort beraten.

  Billigkeitsregelungen: Steuerliche  
  Maßnahmen zur Unterstützung   
  der vom Krieg in der Ukraine   
  Geschädigten  

Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat 
am 17.03.2022 ein „Schreiben“ zur An- 
erkennung gesamtgesellschaftlichen 
Engagements im Zusammenhang mit dem 
Krieg in der Ukraine erlassen. Die Regelun-
gen gelten für Maßnahmen, die vom 
24.02.2022 bis zum 31.12.2022 durchge-
führt werden.

Das BMF hat Billigkeitsregelungen zu 
folgenden Punkten erlassen:
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  3. �Spendennachweis: statt einer Zuwen-
dungsbestätigung genügt der Zah-
lungsnachweis.

  4. �Spendenaktionen: Maßnahmen zur 
Unterstützung der vom Krieg in der 
Ukraine Geschädigten sowie die 
vorübergehende Unterbringung von 
Kriegsflüchtlingen aus der Ukraine, 
interessant für gemeinnützige Vereine 
mit abweichenden Satzungszwecken. 
Die entsprechenden Hilfeleistungen 
sind dem Zweckbetrieb i. S. d. § 65 AO 
zuzuordnen.

  5. �Steuerliche Behandlung von Zuwen-
dungen aus dem Betriebsvermögen: 
Sponsoring-Aufwand als Betriebsaus-
gabe abzugsfähig, wenn darauf 
öffentlichkeitswirksam hingewiesen 
wird.

  6. �Arbeitslohnspenden: Verzicht auf 
Aufsichtsratsvergütungen - der Verzicht 
auf Auszahlung von Teilen des 
Arbeitslohns oder der AR-Vergütung 
bleibt unter bestimmten Voraussetzun-
gen steuerfrei.

  7. �Umsatzsteuer: die Überlassungen von 
Sachmitteln, Räumen sowie von Per- 
sonal ist steuerbefreit. Der Vorsteuer-
abzug bei einhergehenden Nutzungs-
änderungen bleibt unter bestimmten 
Voraussetzungen bestehen.

  8. �Unentgeltliche Überlassung von Wohn- 
raum: interessant für private Unterneh-
men mit Unterkünften (Hotel-, Ferien- 
zimmer), die Überlassung ist unter 
bestimmten Voraussetzungen steuer-
befreit.

  9. �Steuerbefreiung nach § 13 ErbStG auf 
etwaige Schenkungen.

 
Die Aufzählung erläutert lediglich in 
Stichworten. Das Schreiben erläutert die 
genannten Punkte ausführlich.

Das BMF hat zudem am 01.04.2022 zwei 
weitere Erlasse zur Unterbringung von 
Kriegsflüchtlingen aus der Ukraine 
veröffentlicht.

  • �Unterbringung von Kriegsflüchtlingen 
aus der Ukraine durch Vermietungsge-
nossenschaften und Vermietungsverei-
ne im Sinne des § 5 Absatz 1 Nummer 
10 KStG

  • �Gleich lautende Erlasse der obersten 
Finanzbehörden der Länder zu Billig-
keitsmaßnahmen im Zusammenhang 
mit der Unterbringung von Kriegsflücht-
lingen aus der Ukraine bei der Anwen-
dung der erweiterten Kürzung nach § 9 
Nummer 1 Satz 2 ff. Gewerbesteuerge-
setz (GewStG).

  Für statische Berechnungen eines  
  Statikers keine Steuerermäßigung   

Für die Inanspruchnahme von Handwerker-
leistungen für Renovierungs-, Erhaltungs- 
und Modernisierungsmaßnahmen ermä- 
ßigt sich die tarifliche Einkommensteuer 
auf Antrag um 20 % (§ 35a EStG). Im 
Streitfall wurde ein Handwerksbetrieb mit 
dem Austausch schadhafter Dachstützen 
beauftragt. Nach Einschätzung des Hand- 
werksbetriebs war für die fachgerechte 
Ausführung dieser Arbeiten zunächst eine 
statische Berechnung erforderlich, die 
sodann auch von einem Statiker durchge-
führt wurde. Neben der Steuerermäßigung 
für die Handwerkerleistung (Dachstützen-
austausch) beantragten die Kläger diese 
auch für die Leistung des Statikers.

Der Bundesfinanzhof vertrat die Auffas-
sung, die Steuerermäßigung könne nicht 
gewährt werden, da ein Statiker grundsätz-
lich nicht handwerklich tätig sei. Er erbrin- 
ge ausschließlich Leistungen im Bereich 
der Planung und rechnerischen Überprü-
fung von Bauwerken. Auch auf die Erfor- 
derlichkeit der statischen Berechnung für 
die Durchführung der Handwerkerleistun-
gen könne die Steuerermäßigung nicht 
gestützt werden. Denn die Leistungen des 
Handwerkers und diejenige des Statikers 
seien für die Gewährung der Steuerermäßi-
gung getrennt zu betrachten. Allein die 
sachliche Verzahnung beider Gewerke 
führe nicht zu einer Umqualifizierung der 
statischen Berechnung in eine Handwerks-
leistung. (BFH VI R 29/19 vom 04.11.2021).

  Unwetterschäden steuerlich   
  geltend machen  

Durch Sturm oder Unwetter entstandene 
Schäden können unter bestimmten 
Voraussetzungen als außergewöhnliche 
Belastungen geltend gemacht werden.
Es müssen alle Versicherungsmöglichkei-
ten ausgeschöpft worden sein. Eigenes 
Verschulden, Schadenersatzansprüche 
und Erstattungsmöglichkeiten dürfen nicht 
vorliegen. Es muss sich um einen existen-
ziellen Gegenstand handeln, d. h. steuer- 
lich begünstigt sind nur die Wiederbeschaf-
fung oder Reparatur von existenziell not- 
wendigen Gegenständen. Dazu gehören 
Wohnung, Möbel, Hausrat und Kleidung.

Es muss ein unabwendbares Ereignis 
stattgefunden haben. Es muss sich um ein 
plötzliches und überraschend eintretendes 
Ereignis handeln. Dazu gehören z. B. Hoch-
wasser, sintflutartiger Regenfall, Hagel, 
Orkan, Erdrutsch, ein plötzlicher und 
unerwarteter Grundwasseranstieg, ein 
Wasserrückstau in einer Drainageleitung 
aufgrund von Hochwasser. Nicht zu den 
unabwendbaren Ereignissen zählt ein 
allmählicher Grundwasseranstieg wegen 
höherer Niederschlagsmengen in einem 
Feuchtgebiet.

Von der Summe der gesamten außerge-
wöhnlichen Belastungen allgemeiner Art, 
die in der Einkommensteuererklärung 
geltend gemacht werden, zieht das Finanz-
amt automatisch die sog. zumutbare 
Belastung ab. Die Höhe der zumutbaren 
Belastung richtet sich nach dem Gesamt-
betrag der Einkünfte, dem Familienstand 
und der Anzahl der Kinder.

  Zur Besteuerung von Gewinnen   
  aus der Veräußerung von   
  Kryptowährungen  

Der Kläger verfügte zu Beginn des Jahres 
2017 über zuvor erworbene Bitcoins. Diese 
tauschte er im Januar 2017 zunächst in 
Ethereum-Einheiten und die Ethereum-
Einheiten im Juni 2017 in Monero-Einhei-
ten. Ende des Jahres 2017 tauschte er 
seine Monero-Einheiten teilweise wieder 



DORNBACH GMBH Seite  5

in Bitcoins und veräußerte diese noch im 
gleichen Jahr. Für die Abwicklung der 
Geschäfte hatte der Kläger über digitale 
Handelsplattformen entweder Kaufverträ-
ge mit Anbietern bestimmter Kryptowerte 
zu aktuellen Kursen oder Tauschverträge, 
bei denen er eigene Kryptowerte als Ge- 
genleistung eingesetzt hat, geschlossen. 
Der Kläger erklärte den aus der Veräuße-
rung erzielten Gewinn von rund 3,4 Mil- 
lionen Euro in seiner Einkommensteuerer-
klärung 2017 als Einkünfte aus privaten 
Veräußerungsgeschäften. Das Finanzamt 
setzte die Einkommensteuer erklärungsge-
mäß fest. Der Kläger legte daraufhin Ein- 
spruch ein. Zur Begründung führte er im 
Wesentlichen aus, dass bei der Besteue-
rung von Veräußerungsgewinnen aus 
Kryptowährungen ein strukturelles Voll- 
zugsdefizit bestehe und ein Verstoß gegen 
den Bestimmtheitsgrundsatz vorliege. 
Daher dürften diese Gewinne nicht be- 
steuert werden. Im Übrigen fehle es bei 
Kryptowährungen an der erforderlichen 
Veräußerung eines „Wirtschaftsguts“. Das 
Finanzgericht Köln wies die Klage ab 
(Finanzgericht Köln, Urteil 14 K 1178/20 
vom 25.11.2021).

  Insolvenzverwaltervergütung als   
  außergewöhnliche Belastung?  

Die zugunsten des Insolvenzverwalters 
festgesetzte Tätigkeitsvergütung ist beim 
Insolvenzschuldner nicht als außerge-
wöhnliche Belastung zu berücksichtigen. 
So entschied der Bundesfinanzhof (Az. VI 
R 41/18).

Zwar sei die Insolvenzverwaltervergütung 
aus dem Vermögen des Insolvenzschuld-
ners geleistet worden. Damit stelle sich 
die Leistung der Insolvenzverwaltervergü-
tung als „Aufwendung“ des Insolvenz-
schuldners dar. Der Insolvenzschuldner 
sei hierdurch auch in dem für die Anwen-
dung des § 33 EStG erforderlichen Sinne 
belastet. Dem stehe insbesondere nicht 
entgegen, dass ihm nach Abschluss des 
Insolvenzverfahrens Restschuldbefreiung 
erteilt worden sei. Denn von der Rest-
schuldbefreiung werden nur Insolvenzfor-
derungen, nicht jedoch die Kosten des 

Insolvenzverfahrens oder sonstige Masse- 
verbindlichkeiten erfasst.

Die streitigen Aufwendungen seien jedoch 
mangels Außergewöhnlichkeit nicht gemäß
§ 33 Abs. 1 EStG steuermindernd zu be- 
rücksichtigen. Die Überschuldung von 
Privatpersonen sei kein gesellschaftliches 
Randphänomen. Daher seien Insolvenzver-
fahren von Verbrauchern und bestimmten 
natürlichen – unternehmerisch tätigen –
Personen (Privatpersonen) keineswegs 
unüblich.

  Betrieb einer Reithalle –   
  Liebhaberei?  

Fehlt beim Betrieb einer Reithalle die Ge- 
winnerzielungsabsicht, ist lt. einer Ent- 
scheidung des Finanzgerichts Münster von 
„Liebhaberei“ auszugehen. Der Klägerin 
fehlte im Streitzeitraum eine Gewinnerzie-
lungsabsicht bei dem Betrieb der Reithalle. 
Die Klägerin habe zumindest in den Streit- 
jahren ihre verlustbringende Tätigkeit aus 
im Bereich ihrer Lebensführung liegenden 
persönlichen Gründen und Neigungen aus- 
geübt. Für die Feststellung, dass die Kläge- 
rin in den Streitjahren die verlustbringen-
de Tätigkeit aus im Bereich ihrer Lebens-
führung liegenden persönlichen Gründen 
oder Neigungen ausgeübt habe, seien nicht 
nur die langjährigen Verluste der Klägerin 
relevant, sondern auch ihre fehlenden 
Reaktionen auf diese Verluste. Denn der 
Betrieb der Reithalle sei in dem von der 
Klägerin vorgesehenen Umfang nicht von 
vornherein in der Nähe des Hobbybereichs 
anzusiedeln. Als ein weiteres Indiz dafür, 
dass im Streitfall nicht das Streben nach 
einem Totalgewinn, sondern persönliche 
Beweggründe der Klägerin für die Fortfüh-
rung der verlustbringenden Tätigkeit be- 
stimmend waren, würdigt das Gericht die 
Möglichkeit der Klägerin, hierdurch Steuern 
zu sparen (Finanzgericht Münster, Urteil 13 
K 3811/19 vom 16.02.2022).

Hinweis:
Ohne Businessplan sollte keine Reithalle 
betrieben werden. Kalkulationen über 
mehrere Perioden sind zwingend. Optimie-
rungsversuche sind zu dokumentieren.

  Zahlungen zur Wiederauffüllung   
  einer Rentenanwartschaft einkom-     
  mensteuerlich zu berücksichtigen?    

Wenn ein Steuerpflichtiger nach der Schei- 
dung eine Zahlung leistet, mit der er seine 
infolge des Versorgungsausgleichs gemin- 
derte Rentenanwartschaft wiederauffüllt, 
um den Zufluss seiner Alterseinkünfte in 
ungeschmälerter Höhe zu sichern, handelt 
es sich ihrer Rechtsnatur nach um vorweg- 
genommene Werbungskosten. Die Wieder- 
auffüllungszahlung kann jedoch nur als 
Sonderausgabe abgezogen werden, wenn 
sie als Beitrag i. S. des (§ 10 Abs. 1 Nr. 2 
Buchst. a) EStG anzusehen ist. So ent- 
schied der Bundesfinanzhof (Urteil X R 
4/19 vom 19.08.2021).

Im Hinblick auf (spätere) Leibrenten und 
andere Leistungen, die von einer Einrich-
tung der Basisversorgung erbracht werden, 
unterscheide das Einkommensteuergesetz 
ausschließlich zwischen der Ebene der 
Beiträge (§ 10 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a EStG) 
und der Ebene der Leistungen (§ 22 Nr. 1 
Satz 3 Buchst. a Doppelbuchst. aa EStG). 
Daher stelle jede im jeweiligen Versor-
gungssystem vorgesehene Geldleistung 
des Steuerpflichtigen, die an eine in (§ 10 
Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a) EStG genannte Ein- 
richtung für Zwecke der Basisversorgung 
erbracht werde, einen Beitrag im Sinne 
dieser Vorschrift dar.

  Zweitwohnung am gleichen   
  Beschäftigungsort – Keine   
  doppelte Haushaltsführung  

Eine doppelte Haushaltsführung ist nicht 
gegeben, wenn der Steuerpflichtige in 
einer Wohnung am Beschäftigungsort 
einen (beruflich veranlassten) Zweithaus-
halt führt und auch der vorhandene „eige- 
ne Hausstand“ am Beschäftigungsort 
belegen ist. Das gilt auch dann, wenn der 
Steuerpflichtige mehrfach täglich seine 
schwer erkrankte (hier: Parkinson) Ehefrau 
pflegen und medizinisch unterstützen will 
und deswegen am Arbeitsort neben der 
bei Nutzung der öffentlichen Verkehrsmit-
tel ca. 35 bis 40 Fahrminuten von der Ar- 
beitsstätte entfernten Hauptwohnung in 
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unmittelbarer Nähe zur Arbeitsstätte eine 
weitere Wohnung anmietet, um bei Bedarf 
jederzeit kurzfristig seine Ehefrau unter- 
stützen zu können und so die Unterbre-
chungen der Arbeitszeiten zeitlich deutlich 
reduzieren zu können. So entschied das 
Finanzgericht Berlin-Brandenburg (Az. 7 K 
7009/19, vom 08.11.2021).

Nur wenn die Wohnung beruflichen 
Zwecken diene, komme es auf die Gründe 
für die Beibehaltung einer doppelten 
Haushaltsführung nicht mehr an. 

Die Aufwendungen für die Anmietung der 
zweiten Wohnung seien auch nicht als 
außergewöhnliche Belastungen abzugsfä-
hig, wenn die Anmietung in erster Linie der 
angenehmeren Gestaltung der Pflegesitua-
tion diene, keine gezielte therapeutische 
Maßnahme darstelle und insofern auch 
nicht medizinisch indiziert sei. Das gelte 
auch dann, wenn die Ehegattin eine Dauer- 
infusion mittels einer Minipumpe benöti-
ge, die Nadel hierzu täglich mehrfach ge- 
wechselt sowie die Pumpe befüllt werden 
müsse und die Ehegattin das aufgrund 
ihres Gesundheitszustands nicht selbst 
erledigen könne.

  Zur Steuerfreiheit eines Alters-   
  teilzeit-Aufstockungsbetrags  

Ein Aufstockungsbetrag nach dem Alters- 
teilzeitgesetz (AltTZG) ist steuerfrei, wenn 
der Arbeitnehmer das 55. Lebensjahr voll- 
endet, seine wöchentliche Arbeitszeit auf 
die Hälfte reduziert und der Arbeitgeber auf 
Grund einer vertraglichen Verpflichtung das 
Arbeitsentgelt der Altersteilzeit um mindes-
tens 20 % aufgestockt hat. So entschied 
das Finanzgericht Köln (Az. 6 K 1902/19).

Ungeschriebene Voraussetzung der Steuer- 
befreiung nach § 3 Nr. 28 EStG sei, dass 
die persönlichen Voraussetzungen gem.  
§ 2 AltTZG erfüllt seien, der Arbeitnehmer 
sich somit noch nicht im Ruhestand 
befinde.

Die Voraussetzungen für die Steuerbefrei-
ung nach § 3 Nr. 28 EStG müssen nicht im 
Zeitpunkt des Zuflusses der Einnahmen 

vorliegen, sondern in dem Zeitraum, für 
den sie geleistet werden.

  Erstattung von Parkgebühren  
  an Arbeitnehmer als Arbeitslohn  

Die Erstattung von Parkgebühren an Arbeit-
nehmer führt bei diesen zu Arbeitslohn, 
wenn die Kosten bereits mit der gesetzli-
chen Entfernungspauschale (§ 9 Abs. 1 
Satz 2 Nr. 4 Satz 2 EStG) abgegolten sind.

Auch wenn die Erstattung von Parkkosten 
bei fehlenden kostenlosen Parkmöglich-
keiten ein pünktliches Erscheinen der 
Beschäftigten am Arbeitsplatz und damit 
einen reibungslosen Betriebsablauf be- 
günstigen, erfolgt die Übernahme der 
Parkkosten dennoch nicht im überwiegend 
eigenbetrieblichen Interesse des Arbeitge-
bers, sondern immer auch im Interesse der 
Arbeitnehmer, die diese Kosten anderen-
falls zu tragen hätten. So entschied das 
Niedersächsische Finanzgericht (Az. 14 K 
239/18, vom 27.10.2021).

  Kann man Steuerschulden auch   
  mit Sachwerten bezahlen?  

Die Bezahlung von Steuerschulden durch 
Übertragung von Kunstgegenständen auf 
das zuständige Bundesland, das einen 
Erbschaft- bzw. Schenkungsteuerbescheid 
erlassen hat, ist möglich. Diese Art der 
Steuerzahlung ist seit 1990 in die Abga- 
benordnung aufgenommen worden. Sie 
wird aber nicht sehr häufig praktiziert, was 
wohl mit der Schwierigkeit von Wertbemes-
sungen der Kunstwerke zusammenhängt, 
die statt Geld angenommen werden sollen. 
Diese Form der Bezahlung der Steuern ist 
nur bei der Erbschaft- und Schenkungsteu-
er möglich. Diese Steuer fließt nur dem 
jeweiligen Bundesland zu und das Land 
bekommt dann auch den Kunstgegen-
stand. Bei den hierfür zugelassenen Ge- 
genständen handelt es sich um Kunstge-
genstände, Kunstsammlungen, wissen-
schaftliche Sammlungen, Bibliotheken, 
Handschriften und Archive.

Die Auslegung dieser Begriffe kann natür- 
lich durchaus strittig sein. Folgt man in der 

Begriffsbestimmung der – auch für andere 
Zwecke – ergangenen Rechtsprechung der 
obersten Gerichte, dann fallen im Einzel- 
nen darunter Gemälde, Skulpturen, Ge- 
genstände aus Silber und Gold, Münzen, 
Edelsteine, Möbel, Porzellangegenstände 
und sogar Krippen und Bildteppiche.

Nun kann ein Erbe aber nicht mit seinen 
wertvollen Gegenständen bei der Steuer-
kasse des Finanzamtes vorstellig werden 
und zur Begleichung seiner Erbschaftsteu-
er-Schuld gegen eine entsprechende Quit- 
tung die Sachen dort abladen. Die Verrech- 
nung mit der Steuerschuld erfolgt mittels 
eines öffentlich-rechtlichen Vertrages 
zwischen dem Steuerschuldner und dem 
zuständigen Bundesland. Das Land wird 
die angebotenen Gegenstände nur nach 
vorheriger Begutachtung durch eine dafür 
geeignete landeseigene Behörde (z. B. 
Museum, Bibliothek, öffentliche Samm-
lung) und bei einem öffentlichen Interesse 
an den Gegenständen annehmen. Die im 
Bundesland für Kultur zuständige oberste 
Behörde (Kultusministerium, Senator für 
Kultur und Wissen) muss dem Ankauf 
zustimmen.

Die Kunstgegenstände müssen nicht aus 
dem Erbe stammen, in der Regel wird dies 
aber der Fall sein. Dann sollte der Erbe/die 
Erben aber bereits bei Abgabe der Erb- 
schaftsteuererklärung Folgendes beden-
ken. Wird dort der Wert des Gegenstandes 
im Interesse an einer möglichst niedrigen 
Steuerbelastung möglichst niedrig ange- 
setzt, dann wird das Land bei der Verrech-
nung mit der Steuerschuld – die sich ja 
aus vielen anderen Vermögensgegenstän-
den ergeben kann – keinen höheren Wert 
akzeptieren. Der Wert der Kunstgegenstän-
de wird i. d. R. ein großer Streitpunkt 
zwischen den Vertragsparteien sein. Nach 
dem Gesetz ist als „Annahmewert“ der 
gemeine Wert anzusetzen, dieser gilt aber 
auch für die Erbschaftsteuerfestsetzung. 
Wo dieser Wert aber in der Praxis anzusie-
deln ist, darüber kann man auch zwischen 
Kunstfachleuten ausdauernd streiten!
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Die in dieser Mandantenzeitung 
gegebenen Informationen können 
die zugrunde liegenden Sachver-
halte oftmals nur verkürzt wieder-
geben. Wir bitten Sie daher, vor 
Entscheidungen auf der Grundlage 
dieser Informationen, diesbezüg-
lich mit uns Kontakt aufzunehmen.

  Zur Rechtswirksamkeit der   
  Kündigung eines Arbeitsverhält-   
  nisses per WhatsApp  

Wenn die Kündigung eines Arbeitsverhält-
nisses in Form eines Fotos via WhatsApp 
übermittelt wird, ist sie nicht rechtswirk-
sam. So entschied das Landesarbeitsge-
richt München (Az. 3 Sa 362/21 vom 
28.10.2021). 

Das Landesarbeitsgericht gab dem Kläger 
Recht. Die per WhatsApp zugestellte frist- 
lose Kündigung sei nichtig, da sie gegen 
das Schriftformerfordernis verstoße. Das 
Schriftformerfordernis sei erst dann erfüllt, 
wenn das Kündigungsschreiben vom Arbeit-
geber eigenhändig durch Namensunter-
schrift oder mittels notariell beglaubigten 
Handzeichens unterzeichnet wurde. Diese 
Urkunde müsse dem Empfänger dann ent- 
sprechend zugehen. Auch das Argument 
des Arbeitgebers, dass der Beschäftigte 
seine aktuelle Anschrift nicht mitgeteilt 
habe, sodass er die Kündigung nicht per 
Post zustellen konnte, ließ das Gericht 
nicht gelten. 

  Geringfügige Mängel der   
  Kassenführung berechtigen nicht   
  zu Hinzuschätzungen  

Der 1. Senat des Finanzgerichts Münster 
hat mit Urteil vom 9. März 2021 (Az. 1 K 
3085/17 E,G,U) entschieden, dass gering- 
fügige Mängel in der Kassenführung eines 
Imbissbetriebs keine über die konkreten 
Auswirkungen dieser Mängel hinausge-
henden Hinzuschätzungen rechtfertigen.

Die Klägerin betreibt einen griechischen 
Imbiss, dessen Gewinn sie in den Streit- 
jahren 2012 bis 2014 durch Einnahmen-
überschussrechnung ermittelte. Die er- 
klärten Gewinne betrugen für die Streitjah-
re jeweils ca. 30.000 Euro. Zur Erfassung 
der Bareinnahmen verwendete die Kläge- 
rin eine elektronische Registrierkasse, für 
die sie die täglichen Bonrollen aufbewahrte.

Im Rahmen einer Betriebsprüfung führte 
der Prüfer zunächst Geldverkehrsrechnun-
gen durch, die lediglich geringfügige 

Unterdeckungen ergaben. Ferner stellte er 
fest, dass die Klägerin während des drei- 
jährigen Prüfungszeitraums an insgesamt 
fünf Tagen einzelne Barumsätze nicht in 
der Kasse erfasst hatte. In der Gesamtsum-
me beliefen sich die nicht enthaltenen 
Beträge auf knapp 100 Euro. Darüber 
hinaus wurden an neun weiteren Tagen 
Kassenbewegungen um ein bis wenige 
Tage verspätet in der Kasse verbucht. Aus 
diesen Gründen seien die Aufzeichnungen 
nicht ordnungsgemäß und es bestehe eine 
Schätzungsbefugnis. Hierzu nahm der 
Prüfer eine Ausbeutekalkulation für einen 
Teil des Warensortiments der Klägerin vor 
und schätzte im Übrigen anhand der amt- 
lichen Rohgewinnaufschlagsätze. Dies 
führte im Ergebnis in etwa zu einer Ver- 
dreifachung der erklärten Gewinne.

Der 1. Senat des Finanzgerichts Münster 
hat der Klage weitgehend stattgegeben. Er 
hat die Hinzuschätzungen auf die in der 
Kasse nicht erklärten Beträge von knapp 
100 Euro begrenzt. Die vom Betriebsprüfer 
festgestellten Kassenführungsmängel 
führten nicht dazu, dass die Aufzeichnun-
gen der Klägerin insgesamt verworfen 
werden könnten. Dies ergebe sich zum 
einen aus der geringen Häufigkeit der 
Mängel im Verhältnis zu den gesamten 
Geschäftsvorfällen, die das Finanzamt 
selbst mit 25.000 bis 30.000 pro Jahr 
geschätzt habe und zum anderen aus der 
geringen Gewinnauswirkung von weniger 
als 100 Euro. Auch die aufgrund dieser 
Mängel möglicherweise nicht gegebene 
Kassensturzfähigkeit beschränke sich 
lediglich auf einzelne kurze Zeiträume.

Es bestehe auch aus anderen Gründen 
kein Anlass, die sachliche Richtigkeit der 
Aufzeichnungen der Klägerin zu beanstan-
den. Die von ihr ermittelten Ergebnisse 
lägen innerhalb der amtlichen Richtsätze 
und die durchgeführten Geldverkehrsrech-
nungen führten lediglich zu Ergebnissen, 
die sich im Rahmen üblicher Unschärfen 
bewegten.

Schließlich reiche die durchgeführte Aus- 
beutekalkulation nicht aus, um die sach- 
liche Richtigkeit der ansonsten formell 

ordnungsgemäßen Aufzeichnungen zu 
erschüttern. An eine solche Kalkulation 
seien strenge Anforderungen zu stellen. 
Vorliegend bestünden bereits große 
Unsicherheiten bei den Portionsgrößen, 
die der Prüfer nicht anhand repräsentativer 
Testkäufe belegt, sondern aufgrund angeb-
licher Erfahrungswerte geschätzt habe. Im 
Übrigen seien nicht alle Warengruppen 
kalkuliert worden, sodass es sich zum Teil 
um eine Richtsatzschätzung handele.
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  wpg@dornbach.de  ·  www.dornbach.de	

WEITERE INFORMATIONEN

Detaillierte Informationen zum Veranstaltungsort, Ablauf 
und zur Anmeldung finden Sie auf unserer Homepage 
www.dornbach.de unter Events oder Sie wenden sich 
direkt an Frau Lydia Schmidt, PR- und Marketing-Referentin:
Telefon:  +49 261 94 31 - 438
Mail:      lschmidt@dornbach.de

STANDORTE

Bad Homburg / FFM · Bergisch Gladbach · Bergisch 
Gladbach / NL von Köln · Berlin · Bonn · Darmstadt · 
Dessau-Roßlau · Flughafen FF / Hahn · Frankfurt am Main · 
Hamburg · Koblenz · Köln · Lutherstadt Wittenberg ·  
Mainz · München · Pforzheim · Pirna · Rinteln · Saar- 
brücken · Solingen · Wetzlar

  Veranstaltungstermine von und mit DORNBACH	

02. JUNI 2022 – 14.00 BIS 17.00 UHR  ·  ONLINE-SEMINAR
LOHNSTEUER AKTUELL

Referenten: Dipl.-Finanzwirt Michael Seifert, Steuerberater, ehem. in der Finanzverwaltung Nordrhein-Westfalen und Steuerabteilung 
des Deutschen Industrie- und Handelskammertages (DIHK) tätig
Im Lohnsteuerrecht haben sich seit dem Jahresbeginn zahlreiche Neuerungen und Fortentwicklungen ergeben, die von Arbeitge-
bern und deren Beratern kurzfristig umzusetzen sind. Arbeitgeber haben zahlreiche gesetzliche lohnsteuerrelevante Änderungen, 
die rückwirkend anzuwenden sind, zu beachten. Außerdem hat das Bundesfinanzministerium mit Schreiben vom 3. März 2022 
zahlreiche offene Fragen zur Erfassung von geldwerten Vorteilen bei Dienstwagengestellungen geklärt. Hierauf sowie auf aktuelle 
Entwicklungen im Reisekostenrecht und bei der Abgrenzung von Geldleistungen und Sachzuwendungen wird in dem Webinar pra-
xisnah anhand zahlreicher Beispiele auf diese aktuellen Entwicklungen eingegangen. Im Ausblick wird zudem auf geplante Geset-
zesänderung durch das Vierte Corona-Steuerhilfegesetz und das Steuerentlastungsgesetz 2022 hingewiesen.

02. JUNI 2022 – 18.00 BIS 19.30 UHR  ·  ONLINE-SEMINAR
IMMOBILIENBESTEUERUNG – WAS IST NEU?

Ein Online-Vortrag der Rhein-Zeitung Koblenz
Immobilien sind oftmals ein entscheidender Wertfaktor. Gerade in Familienunternehmen und in der anhaltenden Niedrigzinsphase 
sind sie weiterhin ein beliebtes Anlageobjekt. Der Kauf und Verkauf von Immobilien sind aber ebenso wie die Übertragung im 
Wege von Nachfolgegestaltungen stets mit einer Vielzahl steuerlicher Herausforderungen verbunden. Der DORNBACH-Experte  
Dr. Henrik Sundheimer gibt einen kurzen Überblick über die aktuelle Rechtslage zur Immobilienbesteuerung. Dabei ergänzt der 
versierte Steuerrechtler seinen Vortrag um Hinweise, welche Aspekte es besonders im Blick zu behalten gilt.

  Weitere Veranstaltungen finden Sie auf unserer Webseite unter www.dornbach.de/de/events.html  


